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AMTLICHE BEKANNTMACHUNG

Bekanntmachung
der Stadt Winsen (Lühe)

Planänderungsvcrfahren nach S 17 Bundesfemstraßengesetz
(FStrG) für den Neubau der A 39 Luneburg - Wolfsburg,
L Bauabschmtt: Lüneburg-Nord (AS L 216) bis »stlich"

Lüneburg (AS B 216), Bau-km 1+000 bis Bau-km 8+700;
I.

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr,
Geschäftsbereich Lüneburg, Am Alten Eisenwerk 2 D, 21339 Lüne-
bürg, hat für das o. g. Vorhaben die Durchführung eines Planände-
rungs Verfahrens nach dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in
VerBindung mit den SS 72 bis 78 des Verwaltuhgsverfahrensge-
setzes (VwVfG) beantragt.
Die Planung, umfasst den Neubau der Bundesautobahn A 39 im
L Abschnitt zwischen der Anschlusssteüe (AS) L 216 ain nördlichen
Stadtrand von Lüneburg mit dem Anschluss an die bestehende

[der AnschlusssteUe B 216 im Stadtteil Neu
Hagen. Der L Planung sabschrntt veriäzift auf der vorhandenen
Trasse der B 4, schwenkt im Bereich des Stadtteils Neu Hagen nach
Osten und endet un Bereich der künftigen AS B 216.
Das geplante Baworiiaben mit einer Lange von 7,70 km steBt den
l. Bauabschmtt der geplanten ca. 105 km langen A 39 zwischen
Lünebura und WolfsbuTE dar.

Beelnn der Baustrecke Bau-kml +000
Enfle der Baustreeke Bau-km 8 + 700

Für das Vorhaben besteht nach S 3b Abs. l UVPG a. F. ' i.V.m. Nr. 14.3

.Bau einer Autobahn" der Liste uvp-pflichtiger Vorhaben (Anlage l
zum UVPG) die Verpßichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitspriifurig nach den Bestimmungen des Gesetzes über
die'UmweltverträglichkeitspriifiuigtUVPG)."
Die ursprünglichen Planunferiagerihaben in der Zeit vom 14,05, bis
13.06.2012 zur allgememen Einsicht öffentlich ausgelegen. Ein Erör-
terungstemün hat am 25, 26. und 27.11.2013 sowie fortgesetzt am
10, U.^ 12, und 13.02, 2014 stattgefunden.
Die Vorhabenträgerin hat nunmehr die Änderung des ausgelegten
Planes beantraRt.
Gegenüber der bisherigen Planung erhält der Teilabschnitt l der
A 39 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit einen durchgelienden
Verflechtungsstreilen )'e Fahrtrichtung auf einer weiteren Länge
von vier Kilometern als zusätzlichen Fahrstreifen zwischen den
Anschlussstellen Lünebure-Nord (LZ16) und Erbstorfer Land-
Straße. Ferner wurden die Yerkehrsimtersuchung auf den Progno-
sehorizont 2030 fortgeschrielen und die Schall- sowie Luftschad-
stofftechnischen Untersuchungen aktualisiert. Die Entwässe-
nmgsplanungwurde überarbeitet und ein Facbbeitrag zurWasser-
rahmenrichtlüue neu in die Planunterlagen eingefügt. Ebenfalls
neu eingefügt wurden ein Baulärmgutachten sowie eine Schall-
technische Untersuchung zur ErmittTung der Lärmsteigerungen im
Bestands- und nachgeqrdneten Straßennetz. DaneBen wurden
Unterlagen für die Errichtung des m diesem PlanfeststeUimgsab-
schnitt vorgesehenen Stützpunktes einer Autobahnmeisterel, die
im Bereich der AS B 216, auf der Dreiecksfläche zwischen der A 39,
B 216 und der L 221, angeordnet ist. neu eingefügt. Die Uroweltbe-
gleitplanung wurde auf Basis aktualisierter Bestandsdaten fortge-
schrieben und trassennah angepasst. Der trassennahe Maßnah-
menkomplex S "Gewerbegebiet Hafen" entfallt zu Gunsten des tras-
senfernen Mafinahmenkomplexes "Radbruch" zur Sicherung eines
günstigen Erhaltungszustandes trassennah verdrängter Vogelarten.
Die vorgesehenen Planänderungen wirken sich mit veränderten
Inanspruchnahmen von Grundstücken in der Hansestadt
Lüiietiurg, der Samtgemeinde Bardowick und der Gemeinde
Adendarf aus.
Für Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Trassenbereiches
werden Flächen neu oder geändert in der Hansestadt Lünebiirg, der
Samtgemeinde Biirdowick (in den dazugehörigen Gemeinden
Bardowick, Handorf, Mechtersen und Vägelsen) und der Samtge-
meinde Gcllersen (in den dazugehörigen Gemeinden Reppenstedt
und Kirchgdlersen) in Anspruch genommen.
Die Planänderungen und Ergänzungen sind in der Planunteriage
00_b (Beschreibung der Andenin^en der PlanfeststeUungsunter-
lagen) zusammengefasst dargestellt. Zusätzlich smd den einzelnen
Planunterlagen Beiblättervorgeheftet, auf denen die Änderungen
und Ergänzungen der jeweiligen PLanunteriage bezeichnet sind.
Die geänderten Planunterlagen cnthaltEn die folgenden wesent-

lichen entscheidungserhebHchen Unterlagen über die Umweltaus-
Wirkungen des Vorhabens gemäß S 6 UVPG a.F, in materieller
Hinsicht und in formeller Hinsicht nach SS 16, 19 Abs. 2 und
3 UVPG n. F.:

Erläuterungsbencht (Unterlage l mit Anlage l: Vorausschau zur
Genehmigungsfähigkeit des Gesamtvorha6ens, Anlage 2: UV'P-
Bericht und Anlage 3: Dokumentation dffr Variantenentscheidung
der UVS zum ROV für den i. Abschnitt)
Lagepläne (Unterlage 5), Höhenplane (Unterlage 6), Straßenquer-

mitte (Unterlage M), Grunderwerbspläne (Unterhge 10.1) und
Grunderwerbsyeizeiduüs (Unterlage 10.2).
Scballtedmische UntersDc'hungen'(Unterlage 17.0 mit Übersichts-
lageplänen (Unterlage 7.1) und Lageplänen (Unterlage 7.2)
der Lärmschutzmaflnahmen, luftsch'adstofftechnische "ünter-
suchungen (Unterlage 17. 2},
Wasserte chnis ehe Untersuchungen (Unterlage 18) zur Entwässe-
rung mit Übersichtslageplänen (Unterlage 8.1), Lageplänen
(Umerlage 8.2), Hohenplänen (Unterlage 8.3) der Entwasserungs-
maßnahmen und ZusammensteBung der Einleitungen in Gewässer
(Unterlage 8. 4)
Umweltfachliche Untersuchungen mit Lands.chaftspflegerischem
Begleitplan (Unterlage 19.1), Artenschutzfachbeitrag (Unterlage
19.2), FFH-Verträglicfikeitapriifung für das mi-Gebiet "Ilmenau
mit Nebenbächen" (Unterlage 19.3) und faunistischen Gutachten
(Unterlage 19.4), Vernetzungskonze^t (Unterlage 19,5) sowie Fach-
beitrag zur Wasserrahmenrichtlmie (Unterlage 21), Angaben zu den

tspflegerischm Maßnahmen (Unterlage 9) mit Maßnah-
menubeisichtsplan (Unterlage 9.1), Maßnahmenplänen (Unterlage
9.2), Maßnahmenblättem (Unterlage 9.3) und verglelchendir
Gegenüberstellung (Unterlage 9.4).

II.
l. Die geänderten Planunterlagen liegen in der Zeit

bi«

27.09.2017
in (Auslegungsort, Anschrift)
un Rathaus, Schloßplatz l,
21423 Winsen (Lnhe), l. OG

wahrend der folgenden Dienststunden bei der Stadt Winsen (Luhe)
zur allgemeinen Einsichtnahme aus:

Montag
Dienstag
Mittwoch
Donnerstag
Freitag

von

08.00
08.00
08. 00
08. 00
08. 00

"bis"
12.00
12.00
12. 00
12. 00
12.00

und
und
und
und
und

14.00

15. 00

'bis'

16.00

18.00

Eine Einsichtnahme in die Planunterlagen ist nach vorheriger tele-
fpnlscher Terminabsp räche auch außerhalb der m der Bekanntma-
chung genannten Einsichtnahmezeiten möglich. Hierfür wenden
Sie sich'hitte an Herrn Niesmmn, Tel.: 04I717657-117.
Darüber hinaus können die geänderten Planunterlagen im o. g.
Auslegungs Zeitraum auch auf der Internets ei te der Niedersächsi-
sehen Ländesbehörde für Straßenbau und Verkehr unter
httDs://Dlanfeststelluns.strassenbau.n i.edersachsen.de/oven'iew
eingesehen werden. Im Faüe von Abweichungen ist der Inhalt der
zur Einsicht auseelegten Unterlaeen mafltebfich (S 27a Abs. I Satz
4 VwVfG).
Jede Person, deren Belange durch die Planändenmgen oder die
neu m das Verfahren eingeführten Unterlagen beriüu-t werden,
kann sich zu der Planung äußern. Äußerungen müssen den gel.
tend geinachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung
erkennen lassen.
Dasselbe gut fiir Vereinigungen, die auf Grund einer AjlCTken-
nung nacli anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechts-
Behelfe nach der Veru'itltungsgerichts Ordnung gegen die
Entscheidung einzulegen.
Die Äußerungen (Einwendungen oder Stellungnahmen) sind bis
einschließlicH einer auf sechs Wochen verlängerten2 Frist nach
Ablauf der Auslegung, also bis zum 08.11.2017, schriftlich oder zur
Niederschrift bei der Stadt Winsen (Luhe) oder der Niedcrsäch-
sisehen Landesbehorde für Straßenbau und Verkehr, Stabsstelle
Planfeststellung, Göttlnger Chaussee 76 A, 30453 Hannover zu
erheben.

Mit Ablauf der vorgeiwnnten Frist sind (ur dieses Planfest-
steUungsverfahren alle Äußerungen ausgeschlossen, die nicht
auf Eesonderen privatrechtlichen Titeln beruhen,
S 21 Abs. 4 S. I UVPG n.F.

Vor dem 28. 08. 2017 zu den geänderten Teilen der Planung oder
den neu in das Verfahren eingeführten Unterlagen eingehende
Äußerungen (Elnwendungep und Stellungnahmen) werden^als
unzulässig zuriickgemesen" Äußerungen, die im Anhorungsverfali-
ren zu den ursprünglichen Planunterhgen von 2012 vorgetragen
wurden, sind weiterhin Gegenstand des Planfeststellungsverfah-
rens.

Bei Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unteischrifts-
listen unterzeichnet oder in Formyemelfäkigter gleichlautender
Texte eingereicht werden tgleirhfBnnige Eingaben), Ist aufjedeT
mit einer Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichiierin/ein
Unterzeichne! mit Namen. Beruf und Anschrift als Vertreter der
übrigen Unteizeichner/innen anzugeben. Es darf nur eine Unter.
zeichnerin oder ein Unterzeichner als Vertreterin/Vertreter für die
jeweiligen Unterschriftenlisten bzw. gleich lautenden Äußerungen
genannt werden. Vertreterin/Vertreter kann nur eine natürliche
Person sein. Anderenfalls können diese Äußerungen gem. S 17 Abs.
2 VwVfG unberüclislchtigt bleiben.
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung und die Auslegung der Plan'
unterlagen dienen auch der Jn-Kenntnis-Setzung der anerkannten
Naturschutzveremigungen nach S 38 Abs. l Satz 2 NAGBNatSchG
über den Iiihall uniTtlen Ort Jes VorhabfiDS.

3* Von einer Erörterung des geänderten Plans und der hierauf
erhobenen Äußerungen^ kannTim Regelfall abgesehen werden
(S17aNr. 2FStrG).
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsübhch bekannt
gemacht. Ferner werden diejenigen, die Äußerungen (Einwendun-
gen oder Stellungnahmen) abgegeben haben» bzw. bei gleichfönni-
§en Eingaben 6ie Vertreterüi/der Vertreter, von dem Termin geson-
dert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzu-
nehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden (S 73 Abs. 6 S. 4 VwVfG). In dem Termin kann bei
Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden. Der
Erörtemng&temün ist nicht öffentlich.
4. Durch Bnsichtnahme in die Planunterlagen, Abgabe von Äuße-
rungen, Teilnahme am Erörterungstermin oäei Vertreterbestellung
entstehende Kosten können nicht erstattet werden,

S. Über die Zulassigkeit des Verfahrens sowie die abgegebenen
Äußerungen (Einwendungen und Stellungnahmen) wird nach
Abschluss des Anhörunesverfahrens durch die Niedersächsische
Landesbehärde für Straßeabau und Verkehr, Stabsstelle Planfest-
Stellung, Rntschieden. Die individuelle ZusteUung der Entschei-
düng (Planfeststellungsbeschluss) an die Beteiligten kann durch
öfFeiitliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als
50 ZusteUungen vorzunehmen waren (S 74 Abs. 5 S. l VwVfG).

6. Die Nummern l bis 5 gelten für die Anhörung der Öffentlichkeit
zu den ümweltauswirkungen des Vorhabens nach SS 18 ff UVPG
n.F. entsprechend.

III.

Sobald der Plan ausgelegt oder andere Gelegenheit gegeben ist, den
Plan einzusehen, dürfen auf den vom Plan betroffenen Flächen bis
zu ihrer Inanspruch nähme wesentlich wertsteigemde oder die
geplanten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderun-

ih nicht vorgenommen werden (Veränderungssperre, S 9a FStrG).
Veränderungen, die In rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen

worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-
her ausgeübten Nutzung werden davon nicht berührt. Unzulässige
Veränderungen bleiben Lei der Anordnung von Vorkehrungen und
Anlagen, nachS .74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG und im Emschädigungsver-
fahren unberücksichtigt.
Zugleich tritt die Anbaubeschränkung nach S 9 FStrG in Kraft.

Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenstrager
ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan betroffenen Flitchen'zu
(S9aAbs. 6FStrG).
(Wiese)

'Die DurchfütiTung der Uniweltvertraglichkeitsprufung liesiimmt sich inhaldich
(matenEU) nach dem vor dem 16, 05. 2017 geltenden Recht (UVPG a. F.); für die
Durchführung einzelner noch mclit begonnener VerfahrcnssAritte, ww für die
hier durchzufiihrende offen tlkhksitsbeteiligung werden die aktuell gehenden
Verfalirens Vorschriften des UVPG i. d. F, dcs'Geset^s zur Moriernisieruns des
Rechts der Umwelt ve rtriiglichkeitspriifung IL1VFG n.F.) vom 20.07.20.17, BüBL J S.
2808 ff, in Krafi. getreten ain 29A7. 2017, aiigewendet.
.' Die verlängerte'Äußerungsfrist foigt AUS 3er Anwendung des iiktnellen \'^rfah-
rensrechts nach S 21 Abs. 3 WPG n.F.

6J\^S<2^ -1~ A^'Z-

^^ ^. 08

s^'^ ^


